
Allgemeine Geschäfts- und Lieferbedingungen

1. Geltungsbereich, Form
1.1 Für die Rechtsbeziehung zwischen der Schürholz + Nick

GmbH & Co. KG – nachstehend „Lieferant“ – und dem
Besteller im Zusammenhang mit den Lieferungen und/
oder Leistungen des Lieferanten (in Folgenden:
Lieferungen) gelten ausschließlich die nachstehenden
Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB).

1.2 Die AGB gelten insbesondere für Verträge über den
Verkauf und/ oder die Lieferung beweglicher Sachen (im
Folgenden: Ware), ohne Rücksicht darauf, ob wir die Ware
selbst herstellen oder bei Zulieferern einkaufen (§§ 433,
650 BGB). Sofern nichts anders vereinbart, gelten die AGB
in der zum Zeitpunkt der Bestellung des Käufers gültigen
bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten
Fassung als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige
künftige Verträge, ohne dass der Lieferant in jedem
Einzelfall wieder auf sie hinweisen muss.

1.3 Unsere AGB gelten ausschließlich. Abweichende,
entgegenstehende oder ergänzende AGB des Bestellers
werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir
ihre Geltung ausdrücklich zugestimmt haben. Diese
Zustimmungserfordernisse gelten in jedem Fall,
beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB
des Bestellers die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen.

1.4 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit
dem Besteller (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen
und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen
AGB. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist,
vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag
bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend.

1.5 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Bestellers
in Bezug auf den Vertrag (z. B. Fristsetzung,
Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung) sind schriftlich,
d. h. in Schrift- oder Textform (z. B. Brief, E-Mail oder
Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und
weitere Nachweise, insbesondere bei Zweifel über die
Legitimation des Erklärenden, bleiben unberührt.

1.6 Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben
nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige
Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften.

1.7 Diese Lieferbedingungen bleiben auch bei rechtlicher
Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in allen anderen
Teilen verbindlich. Die Parteien sind in diesem Fall
verpflichtet, die unwirksame Regelung durch eine
wirksame zu ersetzen, die der bisherigen Regelung
wirtschaftlich möglichst nahekommt.

2 Angebot und Auftragsbestätigung
2.1 Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Sie werden

nur verbindlich, wenn in ihnen eine Annahmefrist genannt
ist. Die Bestellung gilt erst dann als angenommen, wenn
sie durch den Lieferanten schriftlich durch eine
Auftragsbestätigung bestätigt wurde. Dies gilt auch, wenn
wir dem Besteller Kataloge, technische Dokumentationen
(z.B. Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen,
Verweisungen auf DIN-Normen), sonstige
Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch in
elektronischer Form – überlassen haben an denen wir uns
Eigentums- und Urheberrechte vorbehalten.

2.2 Zu Angeboten gehörende Zeichnungen und andere
Unterlagen sind, wenn der Auftrag nicht erteilt wird, auf
Verlangen unverzüglich zurückzugeben.

2.3 Die Bestellung der Ware durch den Besteller gilt als
verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich aus der
Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt,
dieses Vertragsangebot innerhalb von zwei Wochen nach
seinem Zugang bei uns anzunehmen.

2.4 Die Annahme kann entweder schriftlich (z. B. durch
Auftragsbestätigung) oder durch Auslieferung der Ware an
den Besteller erklärt werden.

3 Lieferfrist und Lieferverzug
3.1 Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. vom

Lieferanten bei Annahme der Bestellung angegeben.
3.2 Die Einhaltung der Fristen setzt den rechtzeitigen Eingang

sämtlicher vom Besteller zu liefernden Unterlagen,
Zollformalitäten, erforderlichen Genehmigungen und
Freigaben, insbesondere von Plänen, sowie die Einhaltung
der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen
Verpflichtungen durch den Besteller voraus. Werden diese
Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängert sich
die Frist angemessen; dies gilt nicht, wenn der Lieferant
die Verzögerung zu vertreten hat. Die genannten
Liefertermine ergehen unter dem Vorbehalt, dass die
Unterlieferanten des Lieferanten fristgerecht und
ordnungsgemäß die Grundprodukte liefern. Sollte dies
nicht der Fall sein, behält sich der Lieferant die Änderung
des Liefertermins vor. Der Liefertermin wird dann
angemessen verlängert. Ist die Nichteinhaltung der Fristen
auf höhere Gewalt, z. B. hoheitliche Maßnahmen wie
Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, Naturkatastrophen oder
auf ähnliche Ereignisse, z. B. Streik, Aussperrung,
Pandemie z.B. COVID-19 zurückzuführen, verlängert sich
die Lieferfristen angemessen. Entsprechendes gilt, wenn
solche Behinderungen bei Unterlieferanten eintreten. Wir
werden den Besteller unverzüglich über
Lieferverzögerungen informieren, und gleichzeitig die
voraussichtliche neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Lieferung
auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind
wir berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag
zurückzutreten; eine bereits erbrachte Gegenleistung des
Bestellers werden wir unverzüglich erstatten.

3.3 Die Frist gilt als eingehalten, wenn die Sendung innerhalb
der Frist zum Versand gebracht oder abgeholt worden ist.
Verzögert sich die Lieferung aus Gründen, die der Besteller
zu verantworten hat, ist für die Einhaltung der Frist die
Meldung der Versandbereitschaft genügend.
Teillieferungen sind, soweit diese dem Besteller
zuzumuten sind, zulässig.

3.4 Der Lieferant ist von der Lieferpflicht entbunden, wenn er
seinerseits trotz ordnungsgemäßer Bestellung von seinem
Vorlieferanten nicht rechtzeitig oder nicht in den
vereinbarten Mengen oder Qualitäten beliefert worden ist.

3.5 Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den
gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist aber eine
Mahnung durch den Besteller erforderlich.

4 Unmöglichkeit
4.1 Der Besteller kann vom Vertrag zurücktreten, wenn dem

Lieferanten die gesamte Leistung vor Gefahrübergang
endgültig unmöglich wird. Dasselbe gilt bei Unvermögen
des Lieferanten. Im Übrigen bestimmt sich die Haftung des
Lieferanten ausschließlich nach Ziffer 6.sonstige Haftung.
Tritt die Unmöglichkeit oder das Unvermögen während des
Annahmeverzuges ein oder ist der Besteller für diese
Umstände allein oder weit überwiegend verantwortlich,
bleibt er zur Gegenleistung verpflichtet.

4.2 Die Rechte des Bestellers zum Rücktritt nach fruchtlosem
Ablauf einer dem Lieferanten gesetzten Nachfrist und
unsere gesetzlichen Rechte bleiben unberührt.

5 Lieferumfang, Lieferung, Gefahrenübergang, Abnahme,
Annahmeverzug

5.1 Für den Umfang der Lieferung ist die schriftliche
Auftragsbestätigung maßgebend.

5.2 Für die technischen und sonstigen Eigenschaften der
bestellten und ausgelieferten Waren sind die
Beschreibungen der technischen Merkmale des
Lieferanten in der jeweils am Bestelltag gültigen Fassung
maßgebend. Maß- und ähnliche Angaben in Unterlagen,
auf die im Angebot Bezug genommen wird, beanspruchen
im Rahmen handelsüblicher Toleranzen keine 100%
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Genauigkeit, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich
bezeichnet wird. Eine absolute 100% fehlerfreie Qualität
kann nicht garantiert werden, jedoch eine für die
Anwendung des Bestellers angemessene ppm
Fehlerausschlussquote, die vereinbart werden muss

5.3 Die Lieferung erfolgt ab unserem Lager, wo auch der
Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige
Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten des Bestellers
wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt
(Versendungskauf). Soweit nicht etwas anderes vereinbart
ist, ist der Lieferant berechtigt, die Art der Versendung
(insbesondere Transportunternehmen, Versandweg,
Verpackung) selbst zu bestimmen.

5.4 Nutzen und Gefahr gehen, wenn nichts anderes
vereinbart, spätestens mit Abgang der Lieferungen ab
Werk EXW Incoterms 2010 auf den Besteller über.

5.5 Angelieferte Gegenstände sind, auch wenn sie
unwesentliche Mängel aufweisen, vom Besteller
unbeschadet der Rechte §9 (Haftung) entgegenzunehmen.

5.6 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen
Verschlechterung der Ware geht spätestens mit der
Übergabe auf den Besteller über. Beim Versendungskauf
geht jedoch die Gefahr des zufälligen Untergangs und der
zufälligen Verschlechterung der Ware sowie die
Verzögerungsgefahr bereits mit Auslieferung der Ware an
den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur
Ausführung der Versendung bestimmten Person oder
Anstalt über.

5.7 Kommt der Besteller in Annahmeverzug, unterlässt er eine
Mitwirkungshandlung oder verzögert sich unsere Lieferung
aus anderen, vom Besteller zu vertretenden Gründe, so
sind wir berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden
Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z. B.
Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür berechnet der Lieferant
eine pauschale Entschädigungshöhe in Höhe von 100,00
EUR pro Kalendertag, beginnend mit der Lieferfrist bzw. –
mangels einer Lieferfrist – mit der Mitteilung der
Versandbereitschaft der Ware.

5.8 Der Nachweis eines höheren Schadens und unsere
gesetzlichen Ansprüche (insbesondere Ersatz von
Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung,
Kündigung) bleiben unberührt; die Pauschale ist aber auf
weitergehende Geldansprüche anzurechnen. Dem
Besteller bliebt der Nachweis gestattet, dass dem
Lieferanten überhaupt kein oder nur ein wesentlich
geringer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden
ist.

5.9 Teillieferungen sind zulässig.
5.10 Wird der Versand aus Gründen, die der Lieferant nicht zu

vertreten hat, verzögert, geht die Gefahr im für die
Ablieferung ab Werk vorgesehenen Zeitpunkt auf den
Besteller über.

5.11 Die Lieferung erfolgt grundsätzlich in Standard-Verpackung
des Lieferanten. Dieser ist berechtigt, nach seiner
Einschätzung für erforderlich gehaltene besondere
Verpackungsarten zu wählen. Hieraus entstehende Kosten
hat der Besteller zu tragen.

6. Preise und Zahlungsbedingungen
6.1 Alle Preise verstehen sich, wenn nicht anders angegeben,

in EURO. Sie gelten ab Werk einschließlich Verladung im
Werk (EXW Incoterms 2010), jedoch ausschließlich
Verpackung, Transport, Versicherung, Zoll und Entladung.
Rohstoffzuschläge können zusätzlich erhoben werden. Die
Höhe der Versandkosten, bestehend aus den beiden
Komponenten Verpackungskosten und Frachtkosten
werden dem Besteller mitgeteilt bzw. sind dem Angebot zu
entnehmen.

6.2 Umsatzsteuer ist nicht in den Preisen enthalten; sie wird in
gesetzlicher Höhe am Tage der Rechnungsstellung in der
Rechnung gesondert ausgewiesen.

6.3 Der Abzug von Skonto bedarf vorab besonderer
schriftlicher Vereinbarung. Die Vereinbarung des Abzugs
von Skonto wird nur wirksam, wenn sich der Besteller
nicht wegen anderen Lieferungen im Zahlungsrückstand
befindet.

6.4 Beim Versendungskauf trägt der Besteller die
Transportkosten ab Lager und die Kosten einer
gegebenenfalls vom Besteller gewünschter Transport-,
Bruch- und/ oder Feuerschäden-Versicherung. Ist eine
derartige Versicherung abgeschlossen, ist der Lieferant
unmittelbar von einem Transportschaden zu unterrichten.
Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche
Abgaben trägt der Besteller.

6.5 Der Kaufpreis ist dem Angebot zu entnehmen. Der
Lieferant ist jedoch, auch im Rahmen einer laufenden
Geschäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung
ganz oder teilweise nur gegen Vorauskasse durchzuführen.
Einen entsprechenden Vorbehalt erklärt der Lieferant
spätestens mit der Auftragsbestätigung.

6.6 Hält der Besteller den Zahlungstermin nicht ein und
kommt er damit ohne weiter Mahnung in Verzug, ist der
Kaufpreis während des Verzugs zum jeweils geltenden
gesetzlichen Verzugszins zu verzinsen. Der Lieferant behält
sich die Geltendmachung eines weitergehenden
Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt der
Anspruch auf den kaufmännischen Fälligkeitszins (§353
HGB) unberührt.

6.7 Dem Besteller stehen Aufrechnungs- oder
Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als ein Anspruch
rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist.

6.8 Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z. B. durch
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), dass der
Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde
Leistungsfähigkeit des Bestellers gefährdet wird, so ist der
Lieferant nach den gesetzlichen Vorschriften zur
Leistungsverweigerung und gegebenenfalls nach
Fristsetzung – zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§321
BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer
Sachen (Einzelanfertigung) kann der Lieferant den Rücktritt
sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen über die
Entbehrlichkeit der Fristsetzungen bleiben unberührt.

6.9 Bei Auslandsgeschäften besteht das Recht zur Aussetzung
ebenso im Falle von Währungsschwankungen zum Nachteil
des Lieferanten von mindestens 10%. Maßgeblich ist der
Zeitraum zwischen Vertragsabschluss und erste
Auslieferung; die Parteien verpflichten sich, dann eine
Lösung zu verhandeln.

6.10 Wegen behaupteter Mängel kann der Besteller Zahlungen
nur zurückhalten, wenn die Mängelrüge vom Lieferanten
als berechtigt anerkannt ist.

7. Gewährleistung
7.1 Erweisen sich die vom Lieferanten gelieferten

Gegenstände als mit Mängeln behaftet, weil sie nicht die
vereinbarte Beschaffenheit haben oder weil sie sich nicht
für die vereinbarte oder gewöhnliche Verwendung eignen,
hat der Lieferant nach billigem Ermessen die betroffenen
Teile unentgeltlich nachzubessern oder nach seiner Wahl
neu zu liefern. Gewährleistungsansprüche setzen voraus,
dass der Besteller den Mangel gegenüber dem Lieferanten
unverzüglich nach Lieferung gemäß§377 HGB schriftlich
gerügt hat.

7.2 Zur Mängelbeseitigung hat der Besteller dem Lieferanten
eine angemessene Zeit und Gelegenheit zu gewähren.
Verweigert er dies, ist der Lieferant von der
Mängelhaftung frei. Nur in dringenden Fällen der
Gefährdung der Betriebssicherheit bzw. zur Abwehr
unverhältnismäßig großer Schäden, wobei der Lieferant
sofort zu verständigen ist, hat der Besteller das Recht, den
Mangel selbst oder durch Dritte Beseitigen zu lassen und
vom Lieferanten Ersatz der erforderlichen Aufwendungen
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zu verlangen, nach vorheriger Kostenfreigabe durch den
Lieferanten.

7.3 Liegt nur ein unerheblicher Mangel vor, steht dem
Besteller lediglich ein Recht zur Minderung des
Vertragspreises zu. Das Recht auf Minderung des
Vertragspreises bleibt ansonsten ausgeschlossen.

7.4 Sofern die Nacherfüllung fehlschlägt und der Besteller
berechtigt den Rücktritt erklärt, nimmt der Lieferant den
Liefergegenstand gegen Rückgewähr des Kaufpreises,
abzüglich des Wertes der gewährten Nutzungsmöglichkeit,
zurück.

7.5 Die Haftung des Lieferanten bezieht sich nicht auf
natürliche Abnutzung und auf Schäden, die nach dem
Übergang von Nutzen und Gefahr durch fehlerhafte oder
nachlässige Behandlung, durch Verwender der gelieferten
Gegenstände jeweils unter Bedingungen entstehen, die
nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind.
Mängelansprüche bestehen insbesondere nicht bei
Schäden, die durch ungeeignete oder unzureichende
Dokumentation oder Berechnungen des Bestellers,
ungeeignete oder unzureichende Betriebsmittel oder
mechanisch, chemisch oder elektrisch entstanden sind, die
nicht dem bestimmungsgemäßen Gebrauch des
Liefergegenstandes entsprechen.

7.6 Der Lieferant trägt nicht die Mehraufwendungen,
insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und
Materialkosten, die sich daraus ergeben, dass der
Gegenstand der Lieferung nachträglich an einen anderen
Ort als die Niederlassung des Bestellers oder den
ursprünglichen Bestimmungsort verbracht worden ist, es
sei denn, die Verbringung entspricht seinem
bestimmungsgemäßen Gebrauch und wurde von dem
Lieferanten an dem Besteller angezeigt.

7.7 In allen Fällen ist der Besteller verpflichtet, alle ihm
möglichen Maßnahmen zu ergreifen, um den Aufwand
zum Zwecke er Nacherfüllung möglichst gering zu halten.

7.8 Der Besteller ist dazu verpflichtet, mangelhafte Produkte
nach der Wahl des Lieferanten an diesen zurück zu
schicken oder zur Beseitigung und Prüfung bereit zu halten
bzw. zu vernichten.

8. sonstige Haftung
8.1 Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der

nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt,
haftet der Lieferant bei einer Verletzung von vertraglichen
und außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen
Vorschriften.

8.2 Auf Schadensersatz haftet der Lieferant – gleich aus
welchem Rechtsgrund - im Rahmen der
Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.
Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet der Lieferanten
vorbehaltlich eines milderen Haftungsmaßstabs nach
gesetzlichen Vorschriften (z. B. für Sorgfalt in eigenen
Angelegenheiten) nur

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des
Körpers oder der Gesundheit

b) für Schäden aus der nicht unerheblichen
Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht
(Verpflichtung, deren Erfüllung die
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags
überhaupt erst ermöglicht und auf deren
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig
vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist
unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden
Schadens begrenz.

8.3 Die sich aus der Ziffer 7.2 dieser AGB ergebenden
Haftungsbeschränkungen gelten auch bei
Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von Personen,
deren Verschulden der Lieferant nach gesetzlichen
Vorschriften zu vertreten hat. Sie gelten nicht, soweit der

Lieferant einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine
Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen
hat und für Ansprüche des Bestellers nach dem
Produkthaftungsgesetz.

8.4 Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel
besteht, kann der Besteller nur zurücktreten oder
kündigen, wenn der Lieferant die Pflichtverletzung zu
vertreten hat. Ein freies Kündigungsrecht des Bestellers
(insbesondere gem. §§ 651, 649 BGB) wird
ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen
Voraussetzungen und Rechtsfolgen.

9. Verjährung
9.1 Abweichend von §438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die

allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und
Rechtsmängeln von neuer Ware 12 Monate ab
Gefahrenübergang.

9.2 Unberührt bleiben weitere gesetzliche Sonderregelungen
zur Verjährung.

9.3 Die vorstehende Verjährungsfrist des Kaufrecht gilt auch
für vertragliche und außervertragliche
Schadenersatzansprüche des Bestellers, die auf einen
Mangel der neuen Ware beruhen, es sei denn die
Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§
195, 199 BGB) würden im Einzelfall zu einer kürzeren
Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des
Bestellers gemäß der Ziffer 6.2 sowie nach dem
Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch ausschließlich
nach den gesetzlichen Verjährungsfristen.

9.4 Bei Nachbesserung und oder Neulieferung beträgt die
Verjährungsfrist sechs Monate, endet jedoch nicht vor
Ablauf der ursprünglichen Verjährungsfrist.

10. Eigentumsvorbehalt
10.1 Der Lieferant behält sich das Eigentum und das verlängerte

Eigentum an dem Liefergegenstand bis zum Eingang aller
Zahlungen aus der Geschäftsverbindung mit dem Besteller
vor. Der ausländische Besteller hat den
Eigentumsvorbehalt möglichst gleichwertig nach Ortsrecht
abzusichern und ist verpflichtet, den Lieferanten über
etwaige hierfür erforderliche Mitwirkungshandlungen zu
informieren. Bei Vertragswidrigem Verhalten des
Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der
Lieferant nach Setzung einer angemessenen Frist
berechtigt, die Kaufsache zurückzunehmen. In der
Zurücknahme der Kaufsache durch den Lieferanten liegt
kein Rücktritt vom Vertrag. In der Pfändung der Kaufsache
durch den Lieferanten liegt stets ein Rücktritt vom Vertrag.
Der Lieferant ist nach Rücknahme der Kaufsache zu deren
Verwertung befugt, der Verwertungserlös ist auf die
Verbindlichkeiten des Bestellers – abzüglich angemessener
Verwertungskosten – anzurechnen.

10.2 Der Besteller ist verpflichtet, die Kaufsache pfleglich zu
behandeln; insbesondere ist er verpflichtet, diese auf
eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser-, Elementar- und
Diebstahlschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern.

10.3 Bei Pfändungen oder sonstigen eingriffen Dritter hat der
Besteller den Lieferanten unverzüglich schriftlich zu
benachrichtigen, damit dieser Klage gemäß §771 ZPO
erheben kann. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, dem
Lieferanten die gerichtlichen und außergerichtlichen
Kosten einer Klage gemäß §771 ZPO zu erstatten, haftet
der Besteller für den dem Lieferanten entstandenen
Ausfall.

10.4 Der Besteller ist berechtigt, die Kaufsache im ordentlichen
Geschäftsgang weiter zu verkaufen; er tritt dem
Lieferanten jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe
des Faktura-Endbetrags (einschließlich der gesetzlichen
Umsatzsteuer) der Lieferanten-Forderung ab, die ihm aus
der Weiterveräußerung gegen seinen Abnehmer oder
Dritte erwachsen, und zwar unabhängig davon, ob die
Kaufsache ohne oder nach Verarbeitung weiterverkauft
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worden ist. Die dem Lieferanten vom Besteller im Voraus
abgetretene Forderung bezieht sich auch auf den
anerkannten Saldo sowie im Falle der Insolvenz des
Abnehmers auf den dann vorhandenen „kausalen“ Saldo.
Zur Einbeziehung dieser Forderung bleibt der Besteller
auch nach der Abtretung ermächtigt. Die Befugnis des
Lieferanten, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt
hiervon unberührt. Der Lieferant verpflichtet sich jedoch,
die Forderung nicht einzuziehen, solange der Besteller
seinen Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten
Erlösen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug gerät und
insbesondere kein Antrag auf Eröffnung eines
Insolvenzverfahrens gestellt hat oder Zahlungseinstellung
vorliegen. Ist aber dies der Fall, so kann der Lieferant
verlangen, dass der Besteller ihm die abgetretenen
Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum
Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen
Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die
Abtretung mitteilt.

10.5 Die Verarbeitung oder Umbildung der Kaufsache durch
den Besteller wird stets für den Lieferanten vorgenommen.
Wird die Kaufsache mit anderen, nicht dem Lieferanten
gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwirbt der
Lieferant das Miteigentum an der neuen Sache im
Verhältnis des Wertes der Kaufsache (Faktura-Endbetrag,
einschließlich der gesetzlichen Umsatzsteuer) zu den
anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der
Verarbeitung. Für die durch Verarbeitung entstehende
Sache gilt im Übrigen das gleiche wie für die unter
Vorbehalt gelieferte Kaufsache.

10.6 Wird die Kaufsache mit anderen, nicht dem Lieferanten
gehörenden Gegenständen untrennbar vermischt, so
erwirbt der Lieferant das Miteigentum an der neuen Sache
im Verhältnis des Wertes der Kaufsache
(Faktura-Endbetrag, einschließlich der gesetzlichen
Umsatzsteuer) zu den anderen vermischten Gegenständen
zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung
in der Weise, dass die Sache des Bestellers als Hauptsache
anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Besteller dem
Lieferanten anteilmäßig Miteigentum überträgt. Der
Besteller bewahrt das so entstandene Alleineigentum oder
Miteigentum für den Lieferanten. Für alle vermischten
Gegenstände gilt im Übrigen das gleiche wie für die unter
Vorbehalt gelieferte Kaufsache.

10.7 Der Besteller tritt dem Lieferanten zur Sicherung seiner
Forderungen auch diejenigen Forderungen ab, die ihm
durch die Verbindung der Kaufsache mit einem
Grundstück gegen einen Dritten erwachsen.

10.8 Der Lieferant verpflichtet sich, die ihm zustehende
Sicherheiten auf Verlangen des Bestellers insoweit
freizugeben, als der realisierbare Wert seiner Sicherheit
die zu sicheren Forderungen um mehr als 10% übersteigt;
die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegen
dem Lieferanten.

11. Geheimhaltung, Gewerblicher Rechtsschutz
11.1 An allen Unterlagen, Zeichnungen, Plänen, technischen

Beschreibungen, Angeboten und anderen Information
körperlicher, unkörperlicher oder elektronischer Art behält
sich der Lieferant Eigentums- und Urheberrechte und
sonstige gewerbliche Schutzrechte sowie sein Know-How
vor. Diese dürfen ohne schriftliche Zustimmung weder
kopiert, noch für andere Zwecke als dem vertraglich
vorausgesetzten verwandt, noch Dritten zugänglich
gemacht oder veröffentlicht werden. Gleiches gilt für
jegliches Fabrikations- und Geschäftsgeheimnisse des
Lieferanten, die dem Besteller zugänglich gemacht oder
anderweitig bekannt werden.

11.2 Der Besteller erkennt die Patentrechte, Urheberrechte und
sonstigen Schutzrechte des Lieferanten an, gleich ob diese
nach deutschem oder anwendbarem ausländischen Recht
gelten.

11.3 Jeglicher Nachbau der vom Lieferanten gelieferten
Gegenstände, sind unzulässig. Zuwiderhandlungen werden
vom Lieferanten gesetzlich sanktioniert. Soweit gesetzlich
zulässig, wird neben dem gesamten tatsächlichen Schaden
auch der sogenannte Strafschadenersatz geltend gemacht.

11.4 Diese Verpflichtungen entfallen nur bezüglich solcher
Daten und technischer Informationen, die nachweislich
bereits vor der Übermittlung durch den Lieferanten im
Besitz des Bestellers waren, dem Besteller von einem dazu
berechtigten Dritten unabhängig vom gegenständlichen
Verkaufs- und Liefervorgangs öffentlich bekannt sind ohne
Verschulden des Bestellers.

12. Soziale Verantwortung
Für Schürholz+Nick ist es von überragender Bedeutung,
dass unternehmerische Aktivitäten die soziale
Verantwortung gegenüber den eigenen Mitarbeitern und
der Gesellschaft im Übrigen berücksichtigen. Dies gilt
sowohl für uns selbst als auch für unsere Kunden,
Lieferanten und Geschäftspartner..

13. Umwelt
Während der Durchführung eines Vertrages sollte der
Besteller und Schürholz+Nick die notwendigen Ressourcen
(insbesondere Materialien, Energie und Wasser) effektiv
nutzen und die Umweltauswirkungen (insbesondere im
Hinblick auf Abfall, Abwasser, Luft- und Lärmbelastung)
minimieren. Dies gilt ebenfalls für den Logistik- und auch
den Transportaufwand.

14. Datenschutz
14.1 Alle Daten des Bestellers werden grundsätzlich vertraulich

behandelt. Gemäß § 33 BDSG wird der Besteller darauf
hingewiesen, dass der Lieferant die Vertragsdaten in
maschinenlesbarer Form ausschließlich im Rahmen der
Zweckbestimmung des Vertragsverhältnisses speichert.

14.2 Der Lieferant ist dazu ermächtigt, zur Verfügung gestellte
Daten in geeigneter Form, falls nötig, an den
Vorlieferanten weiterzugeben.

15. Erfüllungsort und Gerichtsstand
15.1 Der Hauptsitz des Lieferanten ist Erfüllungsort für alle

Lieferungen.
15.2 In diesen AGB vorgesehene schriftliche Mitteilungen an

den Lieferanten sind unmittelbar an den Hauptsitz des
Lieferanten in DE – 71272 Renningen zu richten.

15.3 Bei allen sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden
Streitigkeiten ist Gerichtsstand für DE – 71272 Renningen
zuständigen Gericht. Der Lieferant ist berechtigt auch am
Sitz des Bestellers zu klagen.

16. Dieser Vertrag und die gesamte Rechtsbeziehung der
Parteien unterliegt dem Recht der Bundesrepublik
Deutschland.
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